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Auftrag SP-Fraktion betreffend PV-Anlagen auf städtischer Infrastruktur 
 

 
 
I. Bericht 
 
Die SP-Fraktion reichte am 12. Dezember 2022 einen Auftrag betreffend PV-Anlagen auf städtischer 
Infrastruktur ein. Der Stadtrat hat am 19. Juni 2023 den Auftrag an den Gemeinderat überwiesen. 
Der Stadtrat hat am 17. Juni 2024 den Auftrag aufrechterhalten. Der Stadtrat hat am 23. Juni 2025 
die Erfüllungsfrist um zwei Jahre verlängert. Fällig ist der Auftrag am 19. Juni 2027. 
 
 
Stellungnahme des Gemeinderates 
Der überwiesene Stadtrats-Auftrag betr. PV-Anlagen auf städtischer Infrastruktur ist Bestandteil der 
unter Federführung der Finanzdirektion erstellten Immobilienstrategie Stadt Burgdorf. Gleichzeitig 
wird die Umsetzungsplanung für den Photovoltaikausbau bei städtischen Liegenschaften auch in der 
Klimastrategie Stadt Burgdorf behandelt. Die Immobilienstrategie ist in vielen Punkten auf die Kli-
mastrategie abgestimmt und die Ziele und Massnahmen daraus sind zu befolgen. In beiden Strate-
gien wird das Thema behandelt und das weitere Vorgehen bestimmt. 
 
Die Energieberatungsstelle Burgdorf hat im Auftrag der Finanzdirektion-Immobilien eine Potenzial-
analyse über insgesamt 66 städtische Liegenschaften (Bestandesbauten) erstellt, jedoch ohne Park-
platzflächen, Strassenräume und öffentlichen Plätze. Die Analyse zeigt wichtige Anhaltspunkte betr. 
möglicher Standorte und genereller Möglichkeiten auf. Nach der Überarbeitung der Gebäudesanie-
rungsstrategie/Zustandsanalyse (Federführung bei Baudirektion), welche bis Ende Q1/2026 vorliegt, 
kann die Potenzialanalyse der Energieberatungsstelle aufgrund der neusten Erkenntnisse bereinigt 
und mit weiteren Informationen ergänzt werden. Diese Erkenntnisse und Arbeiten sind notwendig, 
damit ein verbindlicher Ablauf- und Umsetzungsplan erstellt werden kann. Diese Arbeiten erfolgen in 
enger Zusammenarbeit zwischen Baudirektion und Immobilien. 
 
Welche städtischen Gebäude sind bereits heute mit Photovoltaikanlagen ausgestattet? 
Zwecks Weiterförderung von Photovoltaikanlagen in Burgdorf bewilligte der Burgdorfer Gemeinderat 
bereits am 15. November 1993 den Antrag, wonach er sich grundsätzlich einverstanden erklärt, dass 
auf städtischen Liegenschaften durch Private Photovoltaikanlagen erstellt werden. Im Weiteren 
stimmte er dem Grundsatz zu, dass der Verein «Arbeitsgemeinschaft für eine dezentrale Energiever-
sorgung» (ADEV) Burgdorf diese Projekte begleitet und für die Durchführung eine Expertenfunktion 
hat. 
  



2 | 3 

 
Verträge EWG Burgdorf mit Beteiligung ADEV 
Seit dem Entscheid im Jahr 1993 hat die EWG Burgdorf zusammen mit dem ADEV und Privatpersonen 
auf nachfolgenden städtischen Liegenschaften Photovoltaikanlagen installiert. Diese Anlagen mit den 
entsprechenden Verträgen sind noch heute in Kraft. Die EWG Burgdorf stellt jeweils das Dach der 
Liegenschaft unentgeltlich zur Verfügung, Eigentümer der Anlage inkl. verantwortlich für Finanzie-
rung, Versicherung, Wartung, Unterhalt etc. sind jedoch die Privatpersonen selbst. 

Turnhalle Gsteighof, Pestalozzistrasse 69 6 Photovoltaikanlagen je 3.00 kWp Leistung 
Oberstufe Gsteighof, Pestalozzistrasse 73 1 Photovoltaikanlage 16.00 kWp Leistung 
Sporthalle Lindenfeld, Zähringerstrasse 37 6 Photovoltaikanlagen je 3.00 kWp Leistung 
Schulanlage Schlossmatt, Grunerstrasse 1 3 Photovoltaikanlagen je 3.00 kWp Leistung 
Schulanlage Schlossmatt, Grunerstrasse 3 5 Photovoltaikanlagen je 3.00 kWp Leistung 
EG Gymnasium, Jungfraustrasse 23 1 Photovoltaikanlage 3.00 kWp Leistung 
Kindergarten Choserfeld, Meiefeldstrasse 25 1 Photovoltaikanlage 44.00 kWp Leistung 
 
→ somit sind aktuell 23 Anlagen vom Verein ADEV und Privatpersonen mit einer Gesamtleistung von 
123 kWp auf städtischen Dächern in Betrieb. 
 
Gemäss geltenden Verträgen verpflichtete sich die Eigentümerschaft, die Anlage während mindes-
tens 12 Jahren zu betreiben. Diese Frist ist längstens abgelaufen; die Anlagen können aber nach wie 
vor weiterbetrieben werden, bis eine Gesamtsanierung am entsprechenden Gebäude ansteht und 
die EWG Burgdorf das Dach auf diesen Zeitpunkt hin für eigene Zwecke benötigt. 
 
Eine Installation von PV-Anlagen auf Gebäuden, welche kurz- bis mittelfristig saniert werden, muss je 
nach Einzelfall geprüft werden. Oftmals sind solche Installationen nicht wirtschaftlich. Eine Gesamt-
sanierung beinhaltet jeweils auch das Dach und die Dachkonstruktion. Die Kosten für die Demontage 
der PV-Anlage für die Gesamtsanierung und die anschliessende Wiedermontage sind gegenüber dem 
Nutzen unverhältnismässig hoch. Auf der anderen Seite haben die PV-Module eine lange Lebensdau-
er und können gut demontiert und anderenorts wieder eingesetzt werden. In den meisten Fällen ist 
es sinnvoll, die PV-Anlage, welche anschliessend rund 30 Jahre in Betrieb sein wird, gleichzeitig mit 
der Gesamtsanierung zu planen und auszuführen. 
 
Städtische Neubauten werden bereits heute standardmässig mit möglichst grossflächigen PV-Anla-
gen realisiert. Aus den Vorgaben des Kantonalen Energiegesetzes ergibt sich die Pflicht PV-Anlagen 
bei Neubauten und Sanierungen vorzusehen. Dies ergibt sich z.B. aus den Art. 2 (Ziele), Art. 34 
(Grundsätze), Art. 37 (Anpassungspflicht für bestehende Gebäude und Anlagen), Art. 39a (Solarener-
gienutzung bei neuen auf Dauer angelegten Bauten), Art. 39b (Besondere Bestimmungen für kleine 
Wohnbauten) und insbesondere aus dem Art. 42 (Gewichtete Gesamtenergieeffizienz). In Art. 52 ist 
die besondere Verantwortung von Kanton und Gemeinden hervorgehoben, die mit Ihrer Bautätigkeit 
als Vorbilder für die Verwirklichung der Ziele dieses Kantonalen Energiegesetzes dienen sollen.  
 
Bei der Planung von PV-Anlagen auf geschützten Liegenschaften ergeben sich regelmässig Hürden im 
Bewilligungsprozess oder bereits bei den Vorabklärungen, da die Haltung der kantonalen Denkmal-
pflege oftmals sehr restriktiv ist. Grundsätzlich sind die Interessen einer «unberührten Dachland-
schaft», welche die Denkmalpflege hier vielfach als Schutzzweck ins Feld führt, nicht mit den Interes-
sen einer energetischen Sanierung und Anpassung an die aktuellen technischen Standards vereinbar. 
Dies obwohl inzwischen ein grosses Angebot an technischen Lösungen bereitsteht (Solarziegel, ge-
färbte PV-Module etc.). 
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Bei allen jüngeren Neubauprojekten wurden bereits PV-Anlagen vorgesehen. Nachfolgend die ent-
sprechenden Anlagen mit den Leistungswerten: 

- Kindergarten Neuhofweg mit 6.5 kWp Leistung 
- Provisorium Schulanlage Gsteighof 16.4 kWp Leistung 
- Provisorium Schule Pestalozzi 10.1 kWp Leistung 
- Holzmodulbau Schulanlage Schlossmatt 60.4 kWp Leistung 

 
Seit 2022 (Inbetriebnahme Kindergarten Neuhofweg) bis 2024 (Inbetriebnahme Holzmodulbau 
Schlossmatt) wurden in den letzten Jahren somit vier neue PV-Anlagen mit einer Gesamtleistung von 
93.4 kWp-Leistung auf städtischen Dächern installiert. Die Eigentümerin bei diesen Anlagen ist je-
weils die EWG Burgdorf. Als fünfte «neuere» und grössere Anlage in städtischem Besitz ist die PV-
Anlage auf dem Erweiterungsbau Pestalozzi mit einer Leistung von 60.04 kWp, welche im Jahr 2015 
in Betrieb genommen wurde. 
 
Weitere Schulanlagen werden gemäss Ablaufplan Schulraumplanung in den nächsten Jahren eben-
falls mit PV-Anlagen nachgerüstet. 
 
Nach Vorliegen der überarbeiteten Gebäudesanierungsstrategie/Zustandsanalyse kann – wie ein-
gangs erwähnt – das weitere Vorgehen für die übrigen städtischen Liegenschaften bestimmt und die 
nächsten Schritte aufgegleist werden. Dabei werden für die Umsetzung eines Konzepts in der Alt-
stadt die «Solarrichtlinien für die Altstadt» verbindlich sein, welche nunmehr von der Baudirektion 
bis Ende 2026 erarbeitet werden. 
 
Weiteres Vorgehen 
Finanzdirektion-Immobilien und Baudirektion-Hochbau werden die Weiterbearbeitung des Projekts 
nach Vorliegen der überarbeiteten Gebäudesanierungsstrategie/Zustandsanalyse und dem Neuauf-
bau des städtischen Portfoliomanagements sowie unter Berücksichtigung der Immobilien- und Kli-
mastrategie gemeinsam ausführen. 
 
 
 
II. Antrag 
 
Aufrechterhaltung des Auftrages. 
 
 
 
DER GEMEINDERAT 
 
Stefan Berger, Stadtpräsident 
Stefan Ghioldi, Stadtschreiber 
 


